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Kleine Anfrage 8431 
 
der Abgeordneten Christina Weng   SPD 
 
 
Gewalt gegen Gesundheitspersonal in Nordrhein-Westfalen – Welche Entwicklungen 
gab es seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 6461? 
 
 
Mit Antwort auf die Kleine Anfrage 6461 (LT-Drs. 18/16246) hat die Landesregierung 
verschiedene Maßnahmen zum Schutz von Beschäftigten im Gesundheitswesen dargestellt. 
Gleichzeitig wurde darauf verwiesen, dass das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen prüfe, 
ob Straftaten gegen Gesundheitspersonal künftig gesondert in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst werden können. Vor dem Hintergrund anhaltender Berichte über 
Gewalt gegen Beschäftigte im Gesundheitswesen besteht weiterhin ein erhebliches Interesse 
daran, welche Fortschritte seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage erzielt wurden und ob 
sich die Datengrundlage sowie die Schutzmaßnahmen verbessert haben. 
 
 
Daher frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Gewalttaten gegenüber Gesundheitspersonal sind der Landesregierung in den 

ersten beiden Quartalen 2026 bekannt geworden? (bitte nach Art der Tat, Einrichtung 
und Zeitpunkt im Verlauf aufschlüsseln) 

 
2. Zu welchem Ergebnis ist die Prüfung des Landeskriminalamtes gekommen, Straftaten 

gegen Gesundheitspersonal künftig als eigenständige Opferspezifik in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik zu erfassen? 

 
3. Welche konkreten Maßnahmen wurden seit der Beantwortung der Kleinen Anfrage 6461 

im Rahmen des Runden Tisches „Gemeinsam gegen Gewalt und Diskriminierung von 
Beschäftigten im Gesundheitswesen“ beschlossen beziehungsweise umgesetzt? 

 
4. Welchen aktuellen Bearbeitungsstand hat die „Studie zu Rassismus und Antisemitismus 

gegenüber Beschäftigten im Gesundheitswesen in Nordrhein-Westfalen“ bzw. wann 
rechnet die Landesregierung mit ihrem Abschluss inkl. der Veröffentlichung der 
Ergebnisse? 

 
5. Welche finanziellen Mittel hat die Landesregierung seit der Beantwortung der Kleinen 

Anfrage 6461 zusätzlich für Maßnahmen zur Gewaltprävention oder zum Schutz von 
Beschäftigten im Gesundheitswesen bereitgestellt?  

 
 
 
Christina Weng 


